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   Bund Deutscher Forstleute

Landesverband Niedersachsen










im Deutschen Beamtenbund

Satzung

des Bundes Deutscher Forstleute

- Landesverband Niedersachsen -

im Deutschen Beamtenbund
I. Grundsätze und Ziele

§ 1

1. 
Der Bund Deutscher Forstleute - Landesverband Niedersachsen - ist die Berufsvertretung für   
Personen mit bzw. in forstlicher Ausbildung sowie für Personen die im Umweltschutz, dem 
Naturschutz, dem fachverwandten Entwicklungsdienst und in ähnlichen Bereichen tätig sind.

2.
Der Bund Deutscher Forstleute - Landesverband Niedersachsen - ist Mitgliedsverband im 


Bund Deutscher Forstleute und Fachverband im Deutschen Beamtenbund. 
3.
Sitz des Landesverbandes ist der Wohnort des Landesverbandsvorsitzenden.

§ 2

1. Zweck und Ziele des Landesverbandes Niedersachsen sind:

1.1  Schaffung eines einheitlichen Zusammenschlusses aller im § 1 aufgeführten Personen auf 
       überparteilicher Grundlage.


1.2  Wahrung und Vertretung aller Berufsinteressen.


1.3  Einsatz für die Belange des Ökosystems Wald, für die Pflege von Natur und Landschaft
 
       und die Wahrung der Erfordernisse der Forstwirtschaft und der Jagd.


1.4  Begleitung und Förderung der beruflichen Ausbildung des Nachwuchses.


1.5  Unterstützung der beruflichen Fortbildung.


1.6  Abschluß von Tarifverträgen für die im privatrechtlichen Arbeitsverhältnis stehenden
 
       Mitglieder, soweit der Landesverband tariffähig ist.


1.7  Unterstützung von Mitgliedern, die sich in einer Notlage befinden.


1.8   Pflege der Kameradschaft.

2. Für die unter Ziffer 1.6 genannten Mitglieder ist letztes Mittel zur Durchsetzung arbeitsrechtlich 

    begründeter Forderungen die Arbeitsniederlegung.


Von diesem äußersten Mittel darf erst dann Gebrauch gemacht werden, wenn keine Möglichkeit mehr besteht, das Ziel auf anderem Wege (z.B. durch unmittelbare Verhandlung, Anruf von Schlichtungsausschüssen usw.) zu erreichen. Die pflichtgemäß zu wahrenden Interessen des Landesverbandes erfordern es, daß die Arbeit nur niedergelegt werden darf, wenn der Landesarbeitsausschuss vorher seine Zustimmung dazu gegeben hat. Diese soll,



wenn nicht außergewöhnliche Umstände eine Ausnahme erfordern, grundsätzlich nur dann erteilt werden, wenn sich die beteiligten Mitglieder in einer vom Landesarbeitsausschuss angeordneten oder gutgeheißenen Urabstimmung in einer Dreiviertelmehrheit dafür ausgesprochen haben. Abstimmungsberechtigt sind alle Mitglieder des Landesverbandes im privatrechtlichen Arbeitsverhältnis, die mindestens 18 Jahre alt und mindestens 6 Monate Mitglied des BDF sind. Die geheime Urabstimmung findet in den von dem Landesarbeits- ausschuss angesetzten Verhandlungen statt, zu denen außer den Vorstandsmitgliedern nur die Abstimmungsberechtigten und Beauftragte des Landesverbandes Zutritt haben.

§ 3
Der Bund Deutscher Forstleute - Landesverband Niedersachsen - steht vorbehaltlos zum freiheitlich, demokratischen Rechtsstaat. Er ist parteipolitisch unabhängig.

§ 4

Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr.

II. Mitgliedschaft

§ 5

1.  Der Landesverband umfaßt:


1.1   Ordentliche Mitglieder


1.2   Ehrenmitglieder

2.  Ordentliche Mitglieder können werden:


2.1   Alle in öffentlichen oder privaten Forstverwaltungen tätigen oder in entsprechender 
        Ausbildung befindlichen Personen.


2.2   Personen die im Umweltschutz, Naturschutz, fachverwandten Entwicklungsdienst und in 
        ähnlichen Bereichen tätig sind.


2.3   Personen denen das Recht zur Führung einer forstlichen Berufsbezeichnung verliehen


        wurde.


2.4   Ruheständler und wegen Dienstunfähigkeit ausgeschiedenen Bedienstete sowie Witwen 
        von Mitgliedern, sofern sie nicht forstliche Arbeitgeber sind.

3.   Mitglieder, die sich durch langjährige aktive Mitarbeit im Landesverband besondere Verdienste 

      erworben haben, kann die Ehrenmitgliedschaft verliehen werden.

      Die Verleihung erfolgt durch Beschluß des erweiterten Vorstandes. Die Beschlußfassung bedarf 

      der Zweidrittelmehrheit. Es dürfen nicht mehr als zehn Ehrenmitglieder ernannt werden.

§ 6
1.   Aufnahmeanträge sind unter ausdrücklicher Anerkennung der Satzung schriftlich an den 

      Landesverband zu richten. Der Landesverband entscheidet nach Stellungnahme des 

      zuständigen Bezirksverbandes über die Aufnahme.

2.   Eine Ablehnung des Antrages ist dem Antragsteller schriftlich mitzuteilen. Eine Begründung ist

      nicht erforderlich.

§ 7

1.   Die Mitgliedschaft erlischt


      1.1  durch freiwilligen Austritt oder durch Tod,


      1.2  durch Ausschluß.

2.   Ein Austritt ist nur nach vierteljährlicher Kündigung zum Quartalsschluß möglich. Die 

      Kündigung muß schriftlich dem Landesverband vorgelegt werden.

3.   Der Ausschluß aus dem Landesverband kann durch den Vorstand vorgenommen werden, 

      und zwar


      3.1  bei Mitgliedern, die länger als ein halbes Jahr mit der Zahlung der Beiträge im 


 Rückstand sind,


      3.2  bei Mitgliedern, die den Landesverband durch Worte, Handlungen oder 



 Unterlassungen schädigen oder in grober Weise gegen die Satzung verstoßen.      
      3.3  bei Mitgliedern, die in ehrenrühriger Weise das Ansehen der Berufsstände (gem. § 1) 

                        schädigen oder gegen die Berufsehre verstoßen.

4.   Dem Ausgeschlossenen sind die Gründe, die zum Ausschluß führen, bekanntzugeben. Gegen den

      Ausschluß kann innerhalb von vier Wochen, vom Tage der Zustellung ab, Berufung beim 

      erweiterten Vorstand eingelegt werden. Die dann gefällte Entscheidung ist endgültig.

§ 8

Mit dem Erlöschen der Mitgliedschaft erlischt auch jeder Anspruch an den Landesverband und an etwa vorhandenes Vermögen desselben. Gezahlte Beiträge werden nicht erstattet.

 III. Gliederung

§ 9

1.   Der Landesverband gliedert sich in Bezirksverbände. Sie orientieren sich in ihrer Ausdehnung  

      an den Grenzen der Regierungsbezirke. Die Bezirksverbände können sich regional

      untergliedern. Die Regionen (Ortsverbände) werden im Bezirksvorstand durch Verbindungsleute

      vertreten.

2.   Die Bezirksverbände verwalten sich im Rahmen dieser Satzung selbst.

3.   Die Studentengruppen an den Hoch- und Fachhochschulen werden direkt vom Landesverband 

      betreut.

IV. Vorstände

§ 10

1.   Der Landesverbandsvorstand gliedert sich in den geschäftsführenden und den erweiterten 

      Vorstand. 

2. Dem geschäftsführenden Vorstand (nachfolgend auch Vorstand genannt) gehören an:

der Landesverbandsvorsitzende
zwei stellvertretende Landesverbandsvorsitzende
der Schatzmeister
der Landesschriftleiter
der Jugendvertreter
ein Vertreter der Landwirtschaftskammer
die Vertreter im Gesamtpersonalrat der Landesforsten und
Personalrat der Landwirtschaftskammer
3.   Der erweiterte Vorstand besteht aus:

den Mitgliedern des geschäftsführenden Vorstandes
den Bezirksverbandsvorsitzenden
einem Vertreter für Umwelt u. Naturschutz
des Kommunaldienstes
des Privatdienstes
der Ruheständler
der Verwaltungsangestellten
der Forstwirte
und der Studentenschaft


4.   Vorstand im Sinne des § 26 des Bürgerlichen Gesetzbuches ist der geschäftsführende Vorstand.

      Seine Vertretungsmacht ist dahin beschränkt, daß zu einer rechtsgültigen Vertretung des Landes-

      verbandes zwei Vorstandsmitglieder zusammen befugt sind.

5.   Die Mitglieder des Landesverbandsvorstandes (mit Ausnahme der Mitglieder des 

      Hauptpersonalrates, des Landesschriftleiters, des Sprechers der Studentengruppe und der 

      Bezirksverbandsvorsitzenden) werden von der Hauptmitgliederversammlung auf die Dauer von   

      vier Jahren gewählt. Die Berufung des Landesschriftleiters sowie des Sprechers der 

      Studentengruppe und die Nominierung der Kandidaten für den Hauptpersonalrat erfolgt durch

      den erweiterten Vorstand. Scheiden Vorstandsmitglieder vorzeitig aus, so ist der erweiterte 

      Vorstand berechtigt, bis zur satzungsmäßigen Neuwahl durch die Hauptmitgliederversammlung

      Ergänzungswahlen vorzunehmen.

6.   Zur Unterstützung der Vorstände können diese Arbeitskreise zur Bearbeitung spezieller    

      Aufgaben einsetzen. Die Mitglieder eines Arbeitskreises werden aus der Mitgliederschaft

      berufen. Sie müssen nicht dem Vorstand angehören. Der Einsatz eines solchen Kreises ist zeit-

      lich zu begrenzen.

7.   Zur Wahrung der Rechte der in einem privatrechtlichen Arbeitsverhältnis stehenden Mitglieder 

      kann von den Angehörigen dieser Gruppe ein bis zu siebenköpfiger Arbeitsausschuß gewählt 

      werden, der der Bestätigung durch den Vorstand bedarf.

§ 11

1.   Die Vorstände der Bezirksverbände werden für die Dauer von vier Jahren gewählt. Sie bestehen

      in der Regel aus:


dem Bezirksverbandsvorsitzenden,


dem stellv. Bezirksverbandsvorsitzenden,


dem Schatzmeister,


dem Jugendvertreter


dem Vertreter der Ruheständler

            und den Verbindungsleuten.

2.   Die Mitgliederversammlungen entscheiden über eine Erweiterung der Vorstände.

§ 12

1.   Die Geschäfte des Landesverbandes werden vom Vorstand geführt. Er tritt je nach Bedarf 

      zusammen und wird vom 1. Vorsitzenden durch einfache Mitteilung einberufen. 

2.   Der Vorstand gibt sich einen Arbeitsverteilungsplan und eine Kassenordnung.

3.   Der erweiterte Vorstand tritt nach Bedarf, jedoch mindestens zweimal im Jahr zusammen.

4.   Die Vorstandssitzungen sind für alle Mitglieder offen.

§ 13

Bei Streitigkeiten beamten-, besoldungs-, arbeits- und sozialrechtlicher Art werden den Mitgliedern unentgeltliche Rechtsberatung und ggf. Rechtsschutz gewährt. Über eine etwaige Übernahme von Kosten entscheidet der Vorstand. Sie soll in der Regel nur dann erfolgen, wenn es sich um Streitigkeiten von allgemeiner und grundsätzlicher Bedeutung handelt. Ein Rechtsanspruch auf Kostenbeteiligung besteht nicht.

§ 14

Die Vorstände sind ihren jeweiligen Mitgliederversammlungen gegenüber verantwortlich.

V. Wahlen

§ 15

Die Wahlen sind nach einer von der Hauptmitgliederversammlung zu beschließenden Wahlordnung durchzuführen.

VI. Mitgliederversammlungen, Abstimmungen und Beschlußfähigkeit

§ 16

Hauptmitgliederversammlungen des Landesverbandes (Landesverbandstage) finden alle vier Jahre statt, die der Bezirksverbände alle 2 Jahre. Sie werden durch den Landesverbandsvorsitzenden / Bezirksverbandsvorsitzenden rechtzeitig einberufen. Sie müssen einberufen werden, wenn mindestens 20% der Mitglieder dieses schriftlich beim Landesverbandsvorsitzenden unter Angabe der Gründe beantragen. Die Bezirksverbände führen mitgliederoffene Vorstandssitzungen in den verschiedenen Regionen durch.

§ 17

Hauptmitgliederversammlungen des Landesverbandes sind mit einer Frist von drei Monaten, Mitgliederversammlungen der Bezirksverbände mit einer Frist von vier Wochen unter Angabe einer vorläufigen Tagesordnung einzuberufen.

§ 18

1.   In den Bezirksverbandsversammlungen steht den Mitgliedern Rede- und Stimmrecht zu.

2.   Bei den Landesverbandstagen wird das Stimmrecht durch besondere Vertreter (Delegierte)

      ausgeübt. Hierzu wählen die Bezirksverbände auf je 30 angefangene Mitgliederzahl einen

      Delegierten, wobei alle Besitzarten und Laufbahnen entsprechend der Zusammensetzung des

      Verbandes beteiligt sein sollten.

3.    Anträge, Wahlvorschläge und der Geschäftsbericht des Vorstandes, die mindestens sechs 

      Wochen vor der Hauptmitgliederversammlung zu übersenden sind, werden in den 

      Bezirksverbänden beraten.

§ 19

1.   Der Beschlußfassung des Landesverbandstages unterliegen:


1.1 die Entlastung des Landesverbandsvorstandes,


1.2 Satzungsänderungen,


1.3 Kassenbericht und Entlastung,


1.4 Wahlen der Kassenprüfer für die kommenden Jahre,


1.5 Festsetzung der Beiträge und Verteilung auf Landesverband und Bezirksverbände,


1.6 die Tagesordnung und die vorliegenden Anträge.

2.   Alle Beschlüsse - auch in den Bezirksverbänden -, mit Ausnahme der vorstehenden Punkte 1.1

      und 1.2, zu denen eine Zweidrittelmehrheit erforderlich ist, werden mit einfacher Stimmen-

      mehrheit gefaßt. Stimmengleichheit gilt als Ablehnung.

§ 20

Hauptmitgliederversammlungen (Landesverbandstage)- sind beschlußfähig, wenn mindestens zwei Drittel der Delegierten (§18) anwesend sind, während die Mitgliederversammlungen der Bezirksverbände ohne Rücksicht auf die Zahl der anwesenden Mitglieder unter der Voraussetzung der ordnungsgemäßen Ladung beschlußfähig sind.

§ 21

1.   Anträge zu den Mitgliederversammlungen sind schriftlich zu stellen:


1.1 zur Hauptmitgliederversammlung von Bezirksverbänden und den Mitgliedern des


      erweiterten Vorstandes,


1.2 zu den Mitgliederversammlungen der Bezirksverbände von den einzelnen Mitgliedern.

2.   Anträge zu den Mitgliederversammlungen sind mit folgenden Fristen einzubringen:


2.1 zum Landesverbandstag 8 Wochen vorher,


2.2 zu den Bezirksverbandstagen 2 Wochen vorher.

3.   Über die Behandlung verspätet oder nicht schriftlich eingebrachter Anträge entscheiden die

      Stimmberechtigten. § 19 (2) gilt sinngemäß.

VII. Beiträge

§ 22

1.   Die Mitgliedsbeiträge werden durch die Hauptmitgliederversammlung festgesetzt.

2.   In Ausbildung stehende Mitglieder, die die erste Fachprüfung noch nicht abgelegt haben, können 

     als beitragsfreie Mitglieder geführt werden.

§ 23

Der Beitrag ist vierteljährlich fällig und direkt an den Landesverband zu entrichten bzw. von diesem einzuziehen. Die Aufteilung auf Landes- und Bezirksverband erfolgt gemäß § 19 Abs. 1.5.

VIII. Voranschlag und Rechnung

§ 24

Der Vorstand erstellt jährlich, spätestens zu Beginn des Haushaltsjahres, einen Haushaltsplan, der vom erweiterten Vorstand zu genehmigen ist.

§ 25

Mit dem 31. Dezember jeden Jahres ist vom Schatzmeister Rechnung zu legen. Rückständige Einnahmen und Ausgaben werden auf das neue Jahr übernommen. Die Prüfung der Rechnung ist durch die von der Hauptmitgliederversammlung gewählten Kassenprüfer (§ 19, Abs. 1.4) vom Vorstand zu veranlassen, damit diese auf der Hauptmitgliederversammlung Bericht erstatten können.

IX. Urabstimmungen über Auflösung des Landesverbandes

§ 26

1.   Über die Auflösung des Landesverbandes hat eine Urabstimmung stattzufinden, bei der sämtliche

      Mitglieder stimmberechtigt sind. Die Urabstimmung kann erfolgen


1.1 auf Beschluß des Vorstandes,


1.2 auf Antrag von mindestens 50% der Mitglieder.

2.   Die Einberufung erfolgt nach der im § 17 angegebenen Form. Die Abstimmung ist geheim und 

      schriftlich durchzuführen.

§ 27

1.   Die Auflösung des Landesverbandes kann nur erfolgen, wenn mindestens dreiviertel der

     abgegebenen Stimmen sich dafür aussprechen.

2.   Über die Verwendung etwa vorhandenen Vermögens beschließt die letzte Hauptmitglieder-

      versammlung.

§ 28

Alle Satzungsbestimmungen sind geschlechtsneutral und gelten für weibliche wie auch für männliche Mitglieder.

 § 29

Die Satzung wurde auf der Hauptmitgliederversammlung am 22. Oktober 1996 in Walsrode beschlossen und tritt mit sofortiger Wirkung in Kraft.

Satzungsänderungen der §§ 1, 10 und 11 wurden auf dem Landesverbandstag am 12. Oktober 2000 in Walsrode beschlossen.

Satzungsänderungen  des § 10 wurden auf dem Landesverbandstag am 23. Juni 2009 in Bad Falling-bostel beschlossen.

Bad Fallingbostel, den 23. Juni 2009
Bund Deutscher Forstleute

-  Landesverband Niedersachsen  -

im Deutschen Beamtenbund
Geschäftsstelle: Niederhaverbeck 14, 29646 Bispingen, Telefon (05198) 98 96 94, Telefax (05198) 98 96 92
E-mail: BDF.Niedersachsen@t-online.de oder info@bdf-niedersachsen.de, Internet: www.bdf-niedersachsen.de
Beitragskonto: Sparkasse Heilsbronn, Konto-Nr. 760 010 421, BLZ 765 500 00,
Bankkonto: Sparkasse Hannover, Konto-Nr. 571 970, BLZ 250 501 80
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